Dr. Heinrich Wohlmeyer, Mitglied der Kurie 5
Zerbricht die EU an der Finanzkrise ?

Ich möchte gleich mit der Türe ins Haus fallen:

Es geht bei der Bewältigung der Finanzkrise nicht nur um ein temporäres Krisenmanagement der EU, es geht vielmehr um eine sich aufschaukelnde allgemeine Gesellschaftskrise mit einer weltweiten Verfangenheit an der die EU zu zerbrechen droht.

 

Die Antwort auf die gestellte Frage muss daher leider lauten:

Ja, wenn wir mit der gegenwärtigen Finanzkrise weiterhin so umgehen, wie bisher, dann wird die EU innerlich zerbrechen. Wir werden nämlich über den derzeit praktizierten <Sozialismus für die Reichen> (Großvermögen werden mit Staatshilfe „gerettet“ und die daraus entstehenden Belastungen werden „sozialisiert“, d. h. allen Staatbürgern aufgehalst) zu sozialen Spannungen kommen, die die Grundfesten der geltenden Gesellschaftsordnung erschüttern. Auch ist anzunehmen, dass im zu erwartenden gesellschaftlichen Notstand nationale und regionale Selbsthilfe praktiziert werden, die auf EU-Ebene zu einem anomischen Zustand (d. h. der Rechtsbestand der EU wird de facto nicht mehr beachtet und als Richtung gebend betrachtet) führen, nach dem bekannten Motto „Rette sich wer kann!“.

Dass dem eine Plünderung der kleinen Staaten vorausgehen wird, ist eine besondere zu erwartende Härte. 

 

Die Unfinanzierbarkeit der Staaten ist abzusehen, weil die Sicherung der Finanzierung der Gemeinwesen (Zinsen, Zuschüsse und Haftungen bei den Staatsfinanzierern) bald einen Großteil der Einnahmen auffressen wird. Dies hat D. Solte in seinem mit Statistiken bestens unterlegtem Sachbuch Weltfinanzsystem am Limit, Terra Media Verlag, Berlin 2007, dramatisch aufgezeigt.

 

Wenn nun dieser Entwicklung seitens der (Noch-)Kommandeure der gegenwärtigen Weltfinanzordnung als „Therapie“ entgegen gehalten wird, dass wir uns dann eben vom nicht mehr zeitgemäßen, unleistbaren „Sozialstaat“ verabschieden und den öffentlichen Sektor generell zurückfahren müssten, sowie weiter privatisieren sollten (d. h. Staatsvermögen an die großen Kapitaleigner verkaufen, um kurzfristig über die Runden zu kommen), dann ist die Gesellschaftskrise programmiert. Im Unterschied zum derzeitigen finanz- und wirtschaftspolitischen Tonangeber, den USA, wird man nämlich die Europäer nicht mit dem dort bewährten Trick zur Ruhigstellung der Opfer des asozialen Systems abspeisen können: <Warum bist Du nicht genau so erfolgreich wie die „Joneses“?! Suche doch die Schuld für Deine Not bei Dir selbst und nicht im Dir ohnehin Chancen gebenden System. Ziehe Dich daher verschämt zurück, statt das System zu kritisieren!> In Europa hingegen droht eine solche Politik bis zu bürgerkriegsähnlichen Zuständen zu führen.

 

Warum ich diese Situation bei business as usual (Weitermachen wie bisher) für leider wahrscheinlich halten muss, zeigen die ökonomischen Kenndaten der EU (Quellen: Eurostat und EZB):

 

Die konsolidierten Defizite der öffentlichen Haushalte haben sich von 1999 bis 2008 in der Eurozone mehr als verdoppelt und in der EU 27 mehr als verdreifacht.

Eurozone: 1999  rd.  83,6 Bio   2008  rd. 180,7 Bio  

EU 27:       1999 rd.  82     Bio   2008  rd.  287   Bio

 

Der Bruttoschuldenstand des gesamten öffentlichen Sektors stieg in der Eurozone zwischen 1999 und 2009 um rd. ein Drittel (von rd. 5,6 Trio auf rd.  7,7 Trio).

Der Verschuldungsbedarf betrug im Eurogebiet 2003 3,3% der Gesamtschulden und im ersten Quartal 2009 6,4 % - im 2.Quartal 2009 

bereits 7,9 %.

 

Die Gesamtschulden im Eurogebiet betrugen 2003 69,1% des BIP in den ersten Quartalen 2009 bereits 72,7 und 75,8 %. Italien liegt bereits bei 

105,8%!

 

Dabei sind die obigen Maßzahlen nicht sachadäquat. Wer würde für die Beurteilung eines Unternehmens die Schulden nicht dem Ertrag, sondern dem Umsatz gegenüber stellen?! Das BIP (Buttoinlandsprodukt) ist aber der „volkswirtschaftliche Umsatz“.

 

Die Groteske bei der gegenwärtigen Therapie ist, dass man versucht, die Staatfinanzierung durch einen Münchhausenakt kurzfristig aufrecht zu erhalten, indem man die konkursreifen Staatsfinanzierer durch Zuschüsse oder Haftungen „rettet“.

 

Dazu kommt noch, dass die Lobby der Finanzindustrie es erreicht hat, dass ohne große Diskussion das gegenwärtige Finanzsystem im neuen EU-Verfassungsvertrag im Verfassungsrang festgeschrieben wurde, ein in der europäischen Rechtstradition völlig unüblicher Vorgang. Die finanzindustriellen Interessen sind also quasi gesellschaftlich petrifiziert.

 

Was müsste geschehen, wenn wir dem Kollaps zwar mit Schrammen, aber ohne Chaos entgehen wollen?:

 

Eine virtuelle, unreelle (d. h. ihrem Wesen nach  betrügerische) Werte vorgaukelnde Finanzindustrie, die unerträgliche Zwänge (beschönigend „Sachzwänge“ genannt) auf die Gesellschaft ausübt und die Staaten in finanzielle Geiselhaft nimmt, kann ohne wachsende soziale Spannungen nicht durch Hilfen eben dieser Gesellschaft (der staatlichen Allgemeinheit) aufrecht erhalten werden, indem ihre unreellen Werte staatlich garantiert oder übernommen werden. Die Finanzblase wird so zur gefährlichen Staatsblase.

 

Die manifest gewordene, von der Realwirtschaft abgehobene Finanzblase bedarf ihrer Beseitigung, indem man sie geordnet und europäisch konzertiert implodieren statt ungeordnet explodieren (platzen) lässt. D. h. auch die bislang sakrosankten <Systembanken> sind geordnet in den Konkurs zu schicken, denn nur durch diesen Vorgang kann man die Schuldenblase abbauen. Dies muss allerdings mit der Maßgabe erfolgen, dass die Allgemeinheit (der Staat) die von den Bankern missbrauchten Klein- und Mitteleinlagen garantiert. Dieser Weg käme billiger als die gegenwärtigen Mega-Hilfspakete und Garantien für die Banken.


Die Konkursbanken könnten mutatis mutandis à la Österreichische Kommunalkredit AG um einen Euro (aber ohne zusätzliche Haftungsübernahmen) vom Staat gekauft und in der Folge unter gemeinwohlorientierten Bedingungen wieder privatisiert werden.

 

Da bei einem geordneten Konkurs eine radikale Entschuldung stattfindet, aber die Strukturen und das Personal (bis auf die irreführenden Führungskräfte) aufrecht bleiben, könnte bei klugem Management die Reprivatisierung sogar ein finanzpolitisches Nullsummenspiel werden, weil Erlöse und Garantien für Klein- und Mittelanleger einander aufheben.

 

Eine solche Strategie erscheint im Angesicht der vom IWF vermuteten derzeit in den Bilanzen versteckten Verluste (50%?) geradezu zwingend.

 

Die Gründung von Bad Banks in staatlicher Hand bedeutet in Wirklichkeit eine volle Übernahme der Risken zulasten der Allgemeinheit. Auch die vorgeschlagene Strategie des staatlichen Eingriffes in Form von Bridge Banks - in diese wird das gute Geschäft transferiert, während der faule Bereich, d. h. der „Mist“, in der alten Bank bleibt, läuft auf dasselbe hinaus. Die österreichische Finanzmarktaufsicht denkt in letztere Richtung, weil man vor Konkursen Angst hat. Ein europäisches angepasstes Bankenkonkursrecht könnte den Gordischen Knoten durchschneiden. 

Aber kommt es zu diesem? Insbesondere der Juniorpartner der US-Finanzindustrie, die Londoner City, wird es innerhalb der EU und international mit allen Mitteln zu verhindern versuchen, zumal man an aus einem politischen Zusammenbruch Europas und damit der Eurozone sogar Vorteile ziehen zu können glaubt (Ende des Euro als sich anbahnende neue Weltreservewährung zulasten des Londoner Marktes).

 

Auf alle Fälle müsste bei der notwendigen Neuordnung auf die Erfahrung zurückgegriffen werden, dass Geschäftsbanken und risikoreiche Investmentbanken zu trennen sind. Mit der Aufhebung des Glass-Seagall-Acts aus 1933 im Jahre 1999 in den USA wurden die Spekulation und der Aufbau virtueller Wertsysteme unter Hineinziehung der Vermögen der normalen Geschäftskunden voll losgetreten.

Das Ideal wäre eine bereinigende „weltweite Eröffnungsbilanz“ verbunden mit einer Internationalen Währungsunion, wie ich sie in meinem Buch <Globales Schafe Scheren . Gegen eine Politik des Niedergangs> vorgeschlagen habe. 

Da dies aber noch nicht absehbar ist (Offenbar ist der Leidensdruck noch zu gering.) muss Europa einen eigenen Weg zu gehen versuchen.

In einigen kurzen Sätzen soll dieser Weg skizziert werden:

Die EU wird an der Finanzkrise nicht zerbrechen wenn

-         sie ihre gewachsene europäische Sozialkultur verteidigt und 

-         hierzu die gegenwärtig „amerikanisierte“ Finanz- und Wirtschaftskultur in Richtung Nachhaltigkeit eigenständig reformiert 

-         die Befreiung aus der transnationalen Finanzversklavung konzertiert in Angriff nimmt; d. h. Streichung eines Großteiles der aus dem Nichts kreierten Kredite und Heranziehung der Großvermögen (auch der international verankerten) zur Schuldentilgung  

-         die großen Spieler (die wirklich Reichen) zu einem angemessenen Betrag zur Finanzierung der Gemeinwesen im Rahmen einer strategischen Steuerreform herangezogen werden

-         im Rahmen der „strategischen Steuerreform“ der ökonomisch-technischen Entwicklung entsprechende Steuern und Abgaben zur Finanzierung der Gemeinwesen eingehoben werden, statt sich laufend unverantwortlich weiter zu verschulden. Insbesondere eine Internetabgabe, Kapitalverkehrs- und Ressourcenverbrauchs-steuern sowie eine Mehrgeldsteuer auf Geldsurrogate bieten sich neben der Abgabe auf Großvermögen an

-         den Interessen der FED, die in Wirklichkeit ein mit Nationalbank-Kompetenzen ausgestattetes Großbankenkartell ist, und der Londoner City selbstbewusst paroli geboten wird

-         einer allenfalls Gewalt androhenden Einmischung der USA zur Verteidigung ihrer Leitwährungsfunktion mit beliebiger Geldmengenausweitung zu Lasten Dritter Widerstand geleistet wird, und 

-         ein Weltwährungsabkommen mit einer geordneten Bereinigung der Schuldenblase und einer kaufkraftorientierten Neufestlegung der Währungsparitäten eingefordert wird, sowie flankierend zur Sicherung fairer Austauschrelationen

-         im Rahmen des Welthandelssystems Mechanismen zum Ausgleich der Kostenunterschiede durch unterschiedliche soziale und ökologische Standards eingefordert und verankert werden.

Da die Zeit für die Reformen reif ist, müssen sie beständig thematisiert und eingefordert werden, damit die Politiker sich im Angesicht des Druckes der öffentlichen Meinung notgedrungen mit dem Reformpaket in die nationale, supranationale (EU) und internationale politische Arena zu gehen getrauen. Wer die not-wendenden Reformen verweigert, verzögert oder aus Bequemlichkeit wegsieht, handelt mit dolus eventualis (mit dem bösen Vorsatz des Inkaufnehmens des Schadens), weil wir bereits genug wissen, um zu handeln. Dies muss allen Verantwortlichen ins Stammbuch geschrieben werden.
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